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Art. 1

Bezirkswahlen

(1) 1Die Bezirkstagsmitglieder (Bezirksräte) werden
in allgemeiner, gleicher, unmittelbarer und geheimer
Wahl nach einem verbesserten Verhältniswahlrecht
auf die Dauer von fünf Jahren gewählt. 2Abs. 3 bleibt
unberührt.

(2) 1Die Bezirkswahlen werden gleichzeitig mit den
Landtagswahlen durchgeführt. 2Die Wahlzeit der Be-
zirkstage beginnt mit ihrem ersten Zusammentritt; im
gleichen Zeitpunkt endet die Wahlzeit der bisherigen
Bezirkstage.

(3) 1Bei einer vorzeitigen Beendigung der Wahldauer
des Landtags durch Auflösung oder Abberufung (Art. 18
Abs. 1 bis 3 der Verfassung) verkürzt sich auch die
Wahlzeit der Bezirkstage entsprechend, wenn die vor-
zeitige Beendigung der Wahldauer des Landtags inner-
halb der letzten sechs Monate der Legislaturperiode
eintritt. 2In diesem Fall werden die Bezirkswahlen vor-
zeitig mit den Landtagswahlen durchgeführt.

(4) 1Verkürzt sich die Wahldauer des Landtags um
mehr als sechs Monate, bleibt die Wahlzeit der Be-
zirkstage unberührt. 2In diesem Fall finden die folgen-
den Wahlen am vorletzten Sonntag des Monats Novem-
ber in dem auf die vorangegangene Wahl folgenden
fünften Jahr statt. 3Die darauf folgenden Wahlen fin-

Auf Grund des § 4 des Gesetzes zur Änderung des
Bezirkswahlgesetzes und der Bezirksordnung vom 
24. Dezember 2002 (GVBl S. 979) wird nachstehend der
Wortlaut des Bezirkswahlgesetzes in der vom 1. Januar
2003 an geltenden Fassung bekannt gemacht. 

Die Neufassung ergibt sich aus den Änderungen
durch 

1. § 5 des Gesetzes zur Anpassung von Landesrecht an
die Änderungen der Verfassung des Freistaates Bay-
ern vom 10. Juli 1998 (GVBl S. 385) und 

2. § 1 des Gesetzes zur Änderung des Bezirkswahlge-
setzes und der Bezirksordnung vom 24. Dezember
2002 (GVBl S. 979).

München, den 12. Februar 2003

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Dr. Günther  B e c k s t e i n ,  Staatsminister
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den gleichzeitig mit den nächstfolgenden Landtags-
wahlen statt.

(5) 1Wird der Bezirkstag aufgelöst (Art. 96 Abs. 3 der
Bezirksordnung – BezO), wird für den Rest der Wahl-
zeit der Bezirkstag innerhalb von drei Monaten neu ge-
wählt; den Wahltermin bestimmt das Staatsministe-
rium des Innern. 2Wenn die Tätigkeit des Bezirkstags
erst sechs Monate vor Ablauf der Wahlzeit oder später
endet, wird der Bezirkstag für den Rest der Wahlzeit
nicht mehr neu gewählt. 3Bis zum Zusammentritt des
neu gewählten Bezirkstags führt der Bezirkstagspräsi-
dent die Geschäfte; Art. 96 Abs. 2 BezO gilt entspre-
chend.

Art. 2

Wahlkreis, Stimmkreis, Stimmbezirk

1Das Gebiet jedes Bezirks (Regierungsbezirks) bil-
det einen Wahlkreis. 2Die Stimmkreise und Stimmbe-
zirke für die Landtagswahlen (Art. 5 Abs. 2 bis 5 1) des
Landeswahlgesetzes – LWG) gelten auch für die Be-
zirkswahlen.

Art. 3

Zahl der Bezirksräte

(1) In den Bezirkstag sind so viele Bezirksräte zu
wählen wie Landtagsabgeordnete nach dem Landes-
wahlgesetz auf den Bezirk treffen (Art. 23 Abs. 2 BezO).

(2) 1In den Stimmkreisen wird je ein Bezirksrat ge-
wählt. 2Die übrigen Bezirksräte werden im Wahlkreis
aus den Wahlkreislisten der einzelnen Wahlkreisvor-
schläge gewählt.

Art. 4 

Wahl der Bezirksräte

(1) Für die Wahl der Bezirksräte finden die nachste-
henden Vorschriften des Landeswahlgesetzes in der 
jeweils geltenden Fassung Anwendung:

1. Art. 1 Abs. 1 und 3 mit der Maßgabe, dass an die Stelle
der Wohnung oder des gewöhnlichen Aufenthalts in
Bayern die Wohnung oder der gewöhnliche Aufent-
halt im Bezirk tritt, ferner Art. 2, 3 (Bestimmungen
über das Stimmrecht) und Art. 22 (Bestimmungen
über die Wählbarkeit).

2. Art. 4 (Bestimmungen über Wählerverzeichnis und
Wahlschein), Art. 6 bis 16, 18 (Bestimmungen über
die Vorbereitung und Durchführung der Wahl) mit
der Maßgabe, dass die für die Landtagswahl einge-
setzten Wahlorgane auch für die Bezirkswahlen
tätig werden, solange diese gleichzeitig mit der
Landtagswahl durchgeführt werden.

1) Ab 1. Dezember 2003: Abs. 2 bis 4, Abs. 6

3. Art. 17 (Bestimmungen über die Kosten) mit der
Maßgabe, dass an die Stelle der Worte „Freistaat
Bayern“ das Wort „Bezirk“ tritt.

4. Art. 23 bis 35 (Bestimmungen über die Wahlvor-
schläge) mit folgenden Maßgaben:

a) Bei der Anwendung des Art. 24 Abs. 1 gilt:
Auch Parteien und Wählergruppen, die seit der
letzten Bezirkswahl auf Grund eigener Wahlvor-
schläge ununterbrochen im jeweiligen Bezirks-
tag vertreten waren, brauchen ihre Beteiligung
an der Bezirkswahl nicht anzuzeigen.

b) In den Fällen der Art. 24 Abs. 3 und Art. 28 Abs. 3
tritt der Bezirksverband einer Partei an die Stelle
des Landesverbands.

c) Wahlgebiet im Sinn des Art. 27 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2
ist der Wahlkreis.

d) Dem Landeswahlleiter steht gegen Entscheidun-
gen des Wahlkreisausschusses (Art. 34 Abs. 2 
Sätze 3 und 4) kein Beschwerderecht zu.

5. Art. 36 bis 38 (Bestimmungen über die Abstimmung)
mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Bezeichnun-
gen „Stimmkreisabgeordneter“ und „Wahlkreisab-
geordneter“ die Bezeichnungen „Bezirksrat im
Stimmkreis“ und „Bezirksrat im Wahlkreis“ treten.

6. Art. 39, 40, 41, 42 Abs. 1, 3 und 5, Art. 43 Abs. 1, Art. 44
bis 46, 48, 50 (Bestimmungen über die Feststellung
des Wahlergebnisses) mit der Maßgabe, dass an die
Stelle der Bezeichnungen „Landeswahlausschuss“,
„Landeswahlleiter“ und „Abgeordneter“ die Be-
zeichnungen „Wahlkreisausschuss“, „Wahlkreislei-
ter“ und „Bezirksrat“ treten, dass im Fall des Art. 42
Abs. 5 das Wahlergebnis im Bezirk maßgebend ist
und dass eine Erhöhung der Gesamtzahl der Be-
zirksräte bei Anwendung des Art. 44 Abs. 2 nur ein-
tritt, wenn sie sich aus der Bezirkswahl selbst ergibt.
An Stelle des Art. 42 Abs. 2 gilt die Regelung, dass
die Gesamtstimmenzahlen eines jeden Wahlkreis-
vorschlags nacheinander so lange durch 1, 2, 3, 4
usw. geteilt werden, bis so viele Höchstzahlen ermit-
telt sind wie Sitze zu vergeben sind. Jedem Wahl-
kreisvorschlag wird dabei der Reihe nach so oft ein
Sitz angerechnet, wie er jeweils die höchste Tei-
lungszahl aufweist.

7. Art. 51 bis 55, 56 Abs. 1 Nrn. 1, 2, 3 und 5, Abs. 3, 
Art. 57 Abs. 1 Nrn. 2, 3 und 4, Abs. 2, Art. 58 und 59
(Bestimmungen über die Wahlprüfung sowie den
Verlust und das Ruhen der Mitgliedschaft) mit der
Maßgabe, dass an die Stelle der Worte „Landtag“,
„Landtagspräsident“ und „Abgeordneter“ die Be-
zeichnungen „Bezirkstag“, „Bezirkstagspräsident“
und „Bezirksrat“, an die Stelle von „Landeswahl-
ausschuss“ und „Landeswahlleiter“ die Worte
„Wahlkreisausschuss“ und „Wahlkreisleiter“ zu
setzen sind und bei der Wahlprüfung sowie bei der
Entscheidung über den Verlust der Mitgliedschaft
eines Bezirksrats im Bezirkstag an Stelle des Verfas-
sungsgerichtshofs die Zuständigkeit des Verwal-
tungsgerichtshofs gegeben ist.

8. Art. 89 bis 91 Abs. 1 (Bestimmungen über Ord-
nungswidrigkeiten, Fristen und Termine und Wahl-
statistik).
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(2) 1Bei der Verständigung der Gewählten durch den
Wahlkreisleiter sind diese auch zur Erklärung aufzu-
fordern, ob sie bereit sind, den Eid oder das Gelöbnis
gemäß Art. 24 Abs. 3 BezO zu leisten. 2Dabei ist darauf
hinzuweisen, dass die Ablehnung der Wahl nur aus den
in Art. 13 Abs. 2 BezO angeführten Gründen zulässig
ist und die Unterlassung einer Erklärung innerhalb der
Wochenfrist nach Art. 48 LWG oder die Ablehnung ohne
Angabe eines ausreichenden Grundes als Annahme
gilt. 3Die Wahl kann nur vorbehaltlos angenommen
werden; der Annahmeerklärung beigefügte Vorbehalte
oder Bedingungen sind unwirksam. 4Erklärt ein Ge-
wählter, die Wahl zwar anzunehmen, jedoch nicht zum
Eid oder zum Gelöbnis bereit zu sein (Satz 1), so gilt die
Wahl als abgelehnt. 5Über eine Ablehnungserklärung
entscheidet der Wahlkreisausschuss; Art. 13 Abs. 3 
BezO findet Anwendung. 6Wird die Ablehnung für
wirksam erachtet, hat der Wahlkreisleiter unverzüg-
lich den Listennachfolger zu verständigen und zur 
Erklärung über die Annahme der Wahl und über die
Bereitschaft zum Eid oder zum Gelöbnis aufzufordern.
7Der Listennachfolger kann nur nachrücken, wenn er
zu diesem Zeitpunkt die Wählbarkeitsvoraussetzungen
noch oder wieder erfüllt.

(3) Wenn während der Wahlzeit des Bezirkstags ein
Mitglied ausscheidet, gilt für das Nachrücken eines
Listennachfolgers Abs. 2 mit der Maßgabe, dass an die
Stelle des Wahlkreisleiters der Bezirkstagspräsident
und an die Stelle des Wahlkreisausschusses der Be-
zirkstag tritt.

(4) 1Wer zum Bezirksrat gewählt ist, kann sein Amt
nicht antreten, wenn er im Zeitpunkt des Beginns der
Wahlzeit eine mit dem Ehrenamt nach Art. 23 Abs. 4
BezO unvereinbare Tätigkeit ausübt. 2Nimmt er wäh-
rend der Wahlzeit eine solche Tätigkeit auf, verliert er
sein Amt. 3In diesen Fällen rückt ein Listennachfolger
in den Bezirkstag nach. 4Satz 2 gilt nicht für die Wahl
zum Bezirkstagspräsidenten und zu seinem Stellver-
treter.

Art. 5

Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof

(1) 1Gegen Beschlüsse des Bezirkstags über die Gül-
tigkeit der Wahl oder den Verlust der Mitgliedschaft
kann der Bezirksrat, dessen Mitgliedschaft bestritten
ist, und der Bezirkstag selbst den Verwaltungsge-
richtshof anrufen. 2Die gleiche Befugnis steht auch
einer Minderheit des Bezirkstags zu, die wenigstens ein
Drittel der gesetzlichen Mitgliederzahl umfasst. 

(2) 1Der Antrag ist schriftlich beim Verwaltungsge-
richtshof binnen einem Monat seit der Beschlussfas-
sung des Bezirkstags einzureichen; er ist durch die An-
führung von Tatsachen und Beweismitteln zu begrün-

den. 2Der fristgemäß eingereichte Antrag ist den wei-
teren Beteiligten in Abschrift zur Äußerung binnen
einer zu bestimmenden Frist mitzuteilen; die Äuße-
rung und die Gegenerklärung erfolgen schriftlich.
3Wird die Monatsfrist nicht eingehalten, so ist der An-
trag durch schriftlichen Beschluss als unzulässig
zurückzuweisen.

(3) Wenn der Verwaltungsgerichtshof über einen
Antrag sachlich entschieden hat, kann der Antrag von
dem gleichen oder einem anderen Antragsteller nur er-
neuert werden, wenn er auf neue, in der früheren Ent-
scheidung nicht gewürdigte Behauptungen gestützt
wird; ist diese Voraussetzung nicht gegeben, so wird
der Antrag durch schriftlichen Beschluss als unzuläs-
sig zurückgewiesen.

Art. 6

Wahlordnung

Auf die Wahl der Bezirksräte findet die Landes-
wahlordnung in der jeweils geltenden Fassung mit der
Maßgabe Anwendung, dass bei den Angaben über die
sich bewerbenden Personen auf den Wahlvorschlag
und auf dem Stimmzettel neben dem Beruf oder Stand
auch die Ämter angegeben werden können, deren An-
gabe bei Gemeinde- und Landkreiswahlen zugelassen
ist.

Art. 7

(aufgehoben)

Art. 8

Vollzugsvorschriften

Das Staatsminsterium des Innern erlässt die zur
Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Rechts-
und Verwaltungsvorschriften.

Art. 9

1Das Gesetz ist dringlich. 2Es tritt am 15. August
1954 in Kraft 2).

2) Diese Vorschrift betrifft das In-Kraft-Treten des Gesetzes in der
ursprünglichen Fassung vom 11. August 1954 (GVBl S. 211). Der
Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der späteren Änderungen ergibt
sich aus den jeweiligen Änderungsgesetzen.
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat mit Be-
schluss vom 13. Februar 2003 dem am 13. September
2002 unterzeichneten Staatsvertrag über den Schutz
der Menschenwürde und den Jugendschutz in Rund-
funk und Telemedien (Jugendmedienschutz-Staats-
vertrag – JMStV) zugestimmt. Der Staatsvertrag wird
nachstehend bekannt gemacht.

München, den 20. Februar 2003

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r

2251–16–S

Bekanntmachung
des Staatsvertrags

über den Schutz der Menschenwürde
und den Jugendschutz

in Rundfunk und Telemedien
(Jugendmedienschutz-Staatsvertrag – JMStV)

Vom 20. Februar 2003

2251–16–S

Staatsvertrag
über den Schutz der Menschenwürde

und den Jugendschutz
in Rundfunk und Telemedien

(Jugendmedienschutz-Staatsvertrag – JMStV)

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Inhaltsverzeichnis

I. Abschnitt

Allgemeine Vorschriften

§  1 Zweck des Staatsvertrages

§  2 Geltungsbereich
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§  5 Entwicklungsbeeinträchtigende Angebote

§  6 Jugendschutz in der Werbung und im Teleshopping

§  7 Jugendschutzbeauftragte

II. Abschnitt

Vorschriften für Rundfunk
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§  23 Strafbestimmung
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I. Abschnitt

Allgemeine Vorschriften

§ 1

Zweck des Staatsvertrages

Zweck des Staatsvertrages ist der einheitliche
Schutz der Kinder und Jugendlichen vor Angeboten in
elektronischen Informations- und Kommunikations-
medien, die deren Entwicklung oder Erziehung beein-
trächtigen oder gefährden, sowie der Schutz vor sol-
chen Angeboten in elektronischen Informations- und
Kommunikationsmedien, die die Menschenwürde oder
sonstige durch das Strafgesetzbuch geschützte Rechts-
güter verletzen.

§ 2

Geltungsbereich

(1) Dieser Staatsvertrag gilt für elektronische Infor-
mations- und Kommunikationsmedien (Rundfunk
und Telemedien).

(2) Dieser Staatsvertrag gilt nicht für Telekommuni-
kationsdienstleistungen und das geschäftsmäßige Er-
bringen von Telekommunikationsdiensten nach § 3 des
Telekommunikationsgesetzes vom 25. Juli 1996 (BGBl
I S. 1120), zuletzt geändert durch Artikel 17 des Geset-
zes vom 21. Juni 2002 (BGBl I S. 2010).

(3) Das Teledienstegesetz vom 22. Juli 1997 (BGBl I
S. 1870), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 14. Dezember 2001 (BGBl I S. 3721), und der Me-
diendienste-Staatsvertrag vom 20. Januar bis 12. Fe-
bruar 1997, zuletzt geändert durch Artikel 3 des Sechs-
ten Rundfunkänderungsstaatsvertrages vom 20./21. De-
zember 2001, bleiben unberührt.

§ 3

Begriffsbestimmungen

(1) Kind im Sinne dieses Staatsvertrages ist, wer
noch nicht 14 Jahre, Jugendlicher, wer 14 Jahre, aber
noch nicht 18 Jahre alt ist.

(2) Im Sinne dieses Staatsvertrages sind

1. „Telemedien“ Teledienste im Sinne des Telediens-
tegesetzes und Mediendienste im Sinne des Medien-
dienste-Staatsvertrages, soweit sie nicht Rundfunk
im Sinne des Rundfunkstaatsvertrages sind,

2. „Angebote“ Rundfunksendungen oder Inhalte von
Telemedien,

3. „Anbieter“ Rundfunkveranstalter oder Anbieter
von Telemedien.

§ 4

Unzulässige Angebote

(1) Unbeschadet strafrechtlicher Verantwortlich-
keit sind Angebote unzulässig, wenn sie

1. Propagandamittel im Sinne des § 86 des Strafge-
setzbuches darstellen, deren Inhalt gegen die frei-
heitliche demokratische Grundordnung oder den
Gedanken der Völkerverständigung gerichtet ist,

2. Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen
im Sinne des § 86a des Strafgesetzbuches verwen-
den,

3. zum Hass gegen Teile der Bevölkerung oder gegen
eine nationale, rassische, religiöse oder durch ihr
Volkstum bestimmte Gruppe aufstacheln, zu Ge-
walt- oder Willkürmaßnahmen gegen sie auffor-
dern oder die Menschenwürde anderer dadurch
angreifen, dass Teile der Bevölkerung oder eine
vorbezeichnete Gruppe beschimpft, böswillig ver-
ächtlich gemacht oder verleumdet werden,
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4. eine unter der Herrschaft des Nationalsozialismus
begangene Handlung der in § 6 Abs. 1 und § 7 Abs. 1
des Völkerstrafgesetzbuches bezeichneten Art in
einer Weise, die geeignet ist, den öffentlichen Frie-
den zu stören, leugnen oder verharmlosen,

5. grausame oder sonst unmenschliche Gewalttätig-
keiten gegen Menschen in einer Art schildern, die
eine Verherrlichung oder Verharmlosung solcher
Gewalttätigkeiten ausdrückt oder die das Grau-
same oder Unmenschliche des Vorgangs in einer
die Menschenwürde verletzenden Weise darstellt;
dies gilt auch bei virtuellen Darstellungen,

6. als Anleitung zu einer in § 126 Abs. 1 des Strafge-
setzbuches genannten rechtswidrigen Tat dienen,

7. den Krieg verherrlichen,

8. gegen die Menschenwürde verstoßen, insbesondere
durch die Darstellung von Menschen, die sterben
oder schweren körperlichen oder seelischen Lei-
den ausgesetzt sind oder waren, wobei ein tatsäch-
liches Geschehen wiedergegeben wird, ohne dass
ein berechtigtes Interesse gerade für diese Form
der Darstellung oder Berichterstattung vorliegt;
eine Einwilligung ist unbeachtlich,

9. Kinder oder Jugendliche in unnatürlich ge-
schlechtsbetonter Körperhaltung darstellen; dies
gilt auch bei virtuellen Darstellungen,

10. pornografisch sind und Gewalttätigkeiten, den
sexuellen Mißbrauch von Kindern oder Jugendli-
chen oder sexuelle Handlungen von Menschen mit
Tieren zum Gegenstand haben; dies gilt auch bei
virtuellen Darstellungen, oder

11. in den Teilen B und D der Liste nach § 18 des Jugend-
schutzgesetzes aufgenommen sind oder mit einem
in dieser Liste aufgenommenen Werk ganz oder im
Wesentlichen inhaltsgleich sind.

In den Fällen der Nummern 1 bis 4 und 6 gilt § 86 Abs. 3
des Strafgesetzbuches, im Falle der Nummer 5 § 131
Abs. 3 des Strafgesetzbuches entsprechend.

(2) Unbeschadet strafrechtlicher Verantwortlich-
keit sind Angebote ferner unzulässig, wenn sie

1. in sonstiger Weise pornografisch sind,

2. in den Teilen A und C der Liste nach § 18 des Ju-
gendschutzgesetzes aufgenommen sind oder mit 
einem in dieser Liste aufgenommenen Werk ganz
oder im Wesentlichen inhaltsgleich sind, oder

3. offensichtlich geeignet sind, die Entwicklung von
Kindern und Jugendlichen oder ihre Erziehung zu
einer eigenverantwortlichen und gemeinschafts-
fähigen Persönlichkeit unter Berücksichtigung der
besonderen Wirkungsform des Verbreitungsme-
diums schwer zu gefährden.

In Telemedien sind Angebote abweichend von Satz 1
zulässig, wenn von Seiten des Anbieters sichergestellt
ist, dass sie nur Erwachsenen zugänglich gemacht wer-
den (geschlossene Benutzergruppe).

(3) Nach Aufnahme eines Angebotes in die Liste
nach § 18 des Jugendschutzgesetzes wirken die Verbote

nach Absatz 1 und 2 auch nach wesentlichen inhaltli-
chen Veränderungen bis zu einer Entscheidung durch
die Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Medien.

§ 5

Entwicklungsbeeinträchtigende Angebote

(1) Sofern Anbieter Angebote, die geeignet sind, die
Entwicklung von Kindern oder Jugendlichen zu einer 
eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Per-
sönlichkeit zu beeinträchtigen, verbreiten oder zu-
gänglich machen, haben sie dafür Sorge zu tragen, dass
Kinder oder Jugendliche der betroffenen Altersstufen
sie üblicherweise nicht wahrnehmen.

(2) Bei Angeboten wird die Eignung zur Beeinträch-
tigung der Entwicklung im Sinne von Absatz 1 vermu-
tet, wenn sie nach dem Jugendschutzgesetz für Kinder
oder Jugendliche der jeweiligen Altersstufe nicht frei-
gegeben sind. Satz 1 gilt entsprechend für Angebote,
die mit dem bewerteten Angebot im Wesentlichen in-
haltsgleich sind.

(3) Der Anbieter kann seiner Pflicht aus Absatz 1 
dadurch entsprechen, dass er

1. durch technische oder sonstige Mittel die Wahrneh-
mung des Angebots durch Kinder oder Jugendliche
der betroffenen Altersstufe unmöglich macht oder
wesentlich erschwert oder

2. die Zeit, in der die Angebote verbreitet oder zugäng-
lich gemacht werden, so wählt, dass Kinder oder 
Jugendliche der betroffenen Altersstufe üblicher-
weise die Angebote nicht wahrnehmen.

(4) Ist eine entwicklungsbeeinträchtigende Wirkung
im Sinne von Absatz 1 auf Kinder oder Jugendliche anzu-
nehmen, erfüllt der Anbieter seine Verpflichtung nach
Absatz 1, wenn das Angebot nur zwischen 23 Uhr und
6 Uhr verbreitet oder zugänglich gemacht wird. Glei-
ches gilt, wenn eine entwicklungsbeeinträchtigende
Wirkung auf Kinder oder Jugendliche unter 16 Jahren
zu befürchten ist, wenn das Angebot nur zwischen 
22 Uhr und 6 Uhr verbreitet oder zugänglich gemacht
wird. Bei Filmen, die nach § 14 Abs. 2 des Jugendschutz-
gesetzes unter 12 Jahren nicht freigegeben sind, ist bei
der Wahl der Sendezeit dem Wohl jüngerer Kinder
Rechnung zu tragen.

(5) Ist eine entwicklungsbeeinträchtigende Wir-
kung im Sinne von Absatz 1 nur auf Kinder zu be-
fürchten, erfüllt der Anbieter von Telemedien seine
Verpflichtung nach Absatz 1, wenn das Angebot ge-
trennt von für Kinder bestimmten Angeboten verbrei-
tet wird oder abrufbar ist.

(6) Absatz 1 gilt nicht für Nachrichtensendungen,
Sendungen zum politischen Zeitgeschehen im Rund-
funk und vergleichbare Angebote bei Telemedien, so-
weit ein berechtigtes Interesse gerade an dieser Form
der Darstellung oder Berichterstattung vorliegt.

§ 6

Jugendschutz in der Werbung und im Teleshopping

(1) Werbung für indizierte Angebote ist nur unter
den Bedingungen zulässig, die auch für die Verbreitung

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 5/2003 149



des Angebotes selbst gelten. Die Liste der jugendge-
fährdenden Medien (§ 18 des Jugendschutzgesetzes)
darf nicht zum Zwecke der Werbung verbreitet oder
zugänglich gemacht werden. Bei Werbung darf nicht
darauf hingewiesen werden, dass ein Verfahren zur
Aufnahme eines Angebotes oder eines inhaltsgleichen
Trägermediums in die Liste nach § 18 des Jugend-
schutzgesetzes anhängig ist oder gewesen ist.

(2) Werbung darf Kindern und Jugendlichen weder
körperlichen noch seelischen Schaden zufügen, darü-
ber hinaus darf sie nicht

1. direkte Kaufappelle an Kinder oder Jugendliche
enthalten, die deren Unerfahrenheit und Leicht-
gläubigkeit ausnutzen,

2. Kinder und Jugendliche unmittelbar auffordern, ihre
Eltern oder Dritte zum Kauf der beworbenen Waren
oder Dienstleistungen zu bewegen,

3. das besondere Vertrauen ausnutzen, das Kinder
oder Jugendliche zu Eltern, Lehrern und anderen
Vertrauenspersonen haben, oder

4. Kinder oder Minderjährige ohne berechtigten Grund
in gefährlichen Situationen zeigen.

(3) Werbung, deren Inhalt geeignet ist, die Entwick-
lung von Kindern oder Jugendlichen zu einer eigenver-
antwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlich-
keit zu beeinträchtigen, muss getrennt von Angeboten
erfolgen, die sich an Kinder oder Jugendliche richten.

(4) Werbung, die sich auch an Kinder oder Jugendli-
che richtet oder bei der Kinder oder Jugendliche als
Darsteller eingesetzt werden, darf nicht den Interessen
von Kindern oder Jugendlichen schaden oder deren
Unerfahrenheit ausnutzen.

(5) Werbung für alkoholische Getränke darf sich we-
der an Kinder oder Jugendliche richten noch durch die
Art der Darstellung Kinder und Jugendliche besonders
ansprechen oder diese beim Alkoholgenuss darstellen.
Entsprechendes gilt für die Werbung für Tabak in Tele-
medien.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten für Teleshopping ent-
sprechend. Teleshopping darf darüber hinaus Kinder
oder Jugendliche nicht dazu anhalten, Kauf- oder
Miet- bzw. Pachtverträge für Waren oder Dienstleis-
tungen zu schließen.

§ 7

Jugendschutzbeauftragte

(1) Wer länderübergreifendes Fernsehen veranstal-
tet, hat einen Jugendschutzbeauftragten zu bestellen.
Gleiches gilt für geschäftsmäßige Anbieter von allge-
mein zugänglichen Telemedien, die entwicklungsbe-
einträchtigende oder jugendgefährdende Inhalte ent-
halten, sowie für Anbieter von Suchmaschinen.

(2) Anbieter von Telemedien mit weniger als 50 Mit-
arbeitern oder nachweislich weniger als zehn Millio-
nen Zugriffen im Monatsdurchschnitt eines Jahres so-
wie Veranstalter, die nicht bundesweit verbreitetes
Fernsehen veranstalten, können auf die Bestellung
verzichten, wenn sie sich einer Einrichtung der Frei-

willigen Selbstkontrolle anschließen und diese zur
Wahrnehmung der Aufgaben des Jugendschutzbeauf-
tragten verpflichten sowie entsprechend Absatz 3 be-
teiligen und informieren.

(3) Der Jugendschutzbeauftragte ist Ansprechpart-
ner für die Nutzer und berät den Anbieter in Fragen des
Jugendschutzes. Er ist vom Anbieter bei Fragen der
Herstellung, des Erwerbs, der Planung und der Gestal-
tung von Angeboten und bei allen Entscheidungen zur
Wahrung des Jugendschutzes angemessen und recht-
zeitig zu beteiligen und über das jeweilige Angebot
vollständig zu informieren. Er kann dem Anbieter eine
Beschränkung oder Änderung von Angeboten vor-
schlagen.

(4) Der Jugendschutzbeauftragte muss die zur Er-
füllung seiner Aufgaben erforderliche Fachkunde be-
sitzen. Er ist in seiner Tätigkeit weisungsfrei. Er darf
wegen der Erfüllung seiner Aufgaben nicht benachtei-
ligt werden. Ihm sind die zur Erfüllung seiner Aufga-
ben notwendigen Sachmittel zur Verfügung zu stellen.
Er ist unter Fortzahlung seiner Bezüge soweit für seine
Aufgaben erforderlich von der Arbeitsleistung freizu-
stellen.

(5) Die Jugendschutzbeauftragten der Anbieter sol-
len in einen regelmäßigen Erfahrungsaustausch ein-
treten.

II. Abschnitt

Vorschriften für Rundfunk

§ 8

Festlegung der Sendezeit

(1) Die in der Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundesrepublik
Deutschland (ARD) zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten, das Zweite Deutsche Fernsehen
(ZDF), die Kommission für Jugendmedienschutz (KJM)
oder von dieser hierfür anerkannte Einrichtungen der
Freiwilligen Selbstkontrolle können jeweils in Richt-
linien oder für den Einzelfall für Filme, auf die das Ju-
gendschutzgesetz keine Anwendung findet, zeitliche
Beschränkungen vorsehen, um den Besonderheiten der
Ausstrahlung von Filmen im Fernsehen, vor allem bei
Fernsehserien, gerecht zu werden.

(2) Für sonstige Sendeformate können die in Absatz
1 genannten Stellen im Einzelfall zeitliche Beschrän-
kungen vorsehen, wenn deren Ausgestaltung nach
Thema, Themenbehandlung, Gestaltung oder Präsen-
tation in einer Gesamtbewertung geeignet ist, Kinder
oder Jugendliche in ihrer Entwicklung und Erziehung
zu beeinträchtigen.

§ 9

Ausnahmeregelungen

(1) Auf Antrag des Intendanten kann das jeweils zu-
ständige Organ der in der ARD zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten, des Deutschland-
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radios und des ZDF sowie auf Antrag eines privaten
Rundfunkveranstalters die KJM oder eine von dieser
hierfür anerkannte Einrichtung der Freiwilligen
Selbstkontrolle jeweils in Richtlinien oder für den Ein-
zelfall von der Vermutung nach § 5 Abs. 2 abweichen.
Dies gilt vor allem für Angebote, deren Bewertung 
länger als 15 Jahre zurückliegt. Die obersten Landes-
jugendbehörden sind von der abweichenden Bewer-
tung zu unterrichten. 

(2) Die Landesmedienanstalten können für digital
verbreitete Programme des privaten Fernsehens durch
übereinstimmende Satzungen festlegen, unter wel-
chen Voraussetzungen ein Rundfunkveranstalter seine
Verpflichtung nach § 5 erfüllt, indem er diese Sendun-
gen nur mit einer allein für diese verwandten Technik
verschlüsselt oder vorsperrt. Der Rundfunkveranstal-
ter hat sicherzustellen, dass die Freischaltung durch
den Nutzer nur für die Dauer der jeweiligen Sendung
oder des jeweiligen Films möglich ist. Die Landesme-
dienanstalten bestimmen in den Satzungen nach Satz 1,
insbesondere welche Anforderungen an die Verschlüs-
selung  und Vorsperrung von Sendungen zur Gewähr-
leistung eines effektiven Jugendschutzes zu stellen
sind.

§ 10

Programmankündigungen und Kenntlichmachung

(1) § 5 Abs. 4 und 5 gilt für unverschlüsselte und
nicht vorgesperrte Programmankündigungen mit Be-
wegtbildern entsprechend.

(2) Sendungen, für die eine entwicklungsbeein-
trächtigende Wirkung auf Kinder oder Jugendliche
unter 16 Jahren anzunehmen ist, müssen durch akusti-
sche Zeichen angekündigt oder durch optische Mittel
während der gesamten Sendung als ungeeignet für die
entsprechende Altersstufe kenntlich gemacht werden.

III. Abschnitt

Vorschriften für Telemedien

§ 11

Jugendschutzprogramme

(1) Der Anbieter von Telemedien kann den Anfor-
derungen nach § 5 Abs. 3 Nr. 1 dadurch genügen, dass
Angebote, die geeignet sind, die Entwicklung und Er-
ziehung von Kindern und Jugendlichen zu beeinträch-
tigen, für ein als geeignet anerkanntes Jugendschutz-
programm programmiert werden oder dass es ihnen
vorgeschaltet wird.

(2) Jugendschutzprogramme nach Absatz 1 müssen
zur Anerkennung der Eignung vorgelegt werden. Die
zuständige Landesmedienanstalt trifft die Entschei-
dung durch die KJM. Zuständig ist die Landesmedien-
anstalt des Landes, bei der der Antrag auf Anerken-
nung gestellt ist. Die Anerkennung ist auf fünf Jahre
befristet. Verlängerung ist möglich.

(3) Die Anerkennung nach Absatz 2 ist Jugend-
schutzprogrammen zu erteilen, wenn sie einen nach

Altersstufen differenzierten Zugang ermöglichen oder
vergleichbar geeignet sind.

(4) Die Anerkennung kann widerrufen werden,
wenn die Voraussetzungen für die Anerkennung
nachträglich entfallen sind.

(5) Wer gewerbsmäßig oder in großem Umfang Tele-
medien verbreitet oder zugänglich macht, soll auch die
für Kinder oder Jugendliche unbedenklichen Angebote
für ein anerkanntes Jugendschutzprogramm program-
mieren, soweit dies zumutbar und ohne unverhältnis-
mäßige Kosten möglich ist.

(6) Die KJM kann vor Anerkennung eines Jugend-
schutzprogrammes einen zeitlich befristeten Modell-
versuch mit neuen Verfahren, Vorkehrungen oder tech-
nischen Möglichkeiten zur Gewährleistung des Jugend-
schutzes zulassen.

§ 12

Kennzeichnungspflicht

Anbieter von Telemedien, die ganz oder im Wesent-
lichen inhaltsgleich sind mit bespielten Videokasset-
ten und mit anderen zur Weitergabe geeigneten, für die
Wiedergabe auf oder das Spiel an Bildschirmgeräten
mit Filmen oder Spielen programmierten Datenträ-
gern (Bildträgern), die nach § 12 des Jugendschutz-
gesetzes gekennzeichnet oder für die jeweilige Alters-
stufe freigegeben sind, müssen auf eine vorhandene
Kennzeichnung in ihrem Angebot deutlich hinweisen.

IV. Abschnitt

Verfahren für Anbieter mit Ausnahme
des öffentlich-rechlichen Rundfunks

§ 13

Anwendungsbereich

Die §§ 14 bis 21 sowie § 24 Abs. 4 Satz 6 gelten nur
für länderübergreifende Angebote.

§ 14

Kommission für Jugendmedienschutz

(1) Die zuständige Landesmedienanstalt überprüft
die Einhaltung der für die Anbieter geltenden Bestim-
mungen nach diesem Staatsvertrag. Sie trifft entspre-
chend den Bestimmungen dieses Staatsvertrages die
jeweiligen Entscheidungen.

(2) Zur Erfüllung der Aufgaben nach Absatz 1 wird
die Kommission für Jugendmedienschutz (KJM) ge-
bildet. Diese dient der jeweils zuständigen Landes-
medienanstalt als Organ bei der Erfüllung ihrer Aufga-
ben nach Absatz 1. Auf Antrag der zuständigen Landes-
medienanstalt kann die KJM auch mit nichtländer-
übergreifenden Angeboten gutachtlich befasst wer-
den. Absatz 5 bleibt unberührt.
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(3) Die KJM besteht aus 12 Sachverständigen. Hier-
von werden entsandt

1. sechs Mitglieder aus dem Kreis der Direktoren der
Landesmedienanstalten, die von den Landesme-
dienanstalten im Einvernehmen benannt werden,

2. vier Mitglieder von den für den Jugendschutz zu-
ständigen obersten Landesbehörden,

3. zwei Mitglieder von der für den Jugendschutz zu-
ständigen obersten Bundesbehörde.

Für jedes Mitglied ist entsprechend Satz 2 ein Ver-
treter für den Fall seiner Verhinderung zu bestimmen.
Die Amtsdauer der Mitglieder oder stellvertretenden
Mitglieder beträgt fünf Jahre. Wiederberufung ist
zulässig. Mindestens vier Mitglieder und stellvertre-
tende Mitglieder sollen die Befähigung zum Richter-
amt haben. Den Vorsitz führt ein Direktor einer Lan-
desmedienanstalt.

(4) Der KJM können nicht angehören Mitglieder
und Bedienstete der Institutionen der Europäischen
Union, der Verfassungsorgane des Bundes und der
Länder, Gremienmitglieder und Bedienstete von Lan-
desrundfunkanstalten der ARD, des ZDF, des Deutsch-
landradios, des Europäischen Fersehkulturkanals
„Arte“ und der privaten Rundfunkveranstalter oder
Anbieter von Telemedien sowie Bedienstete von an ihnen
unmittelbar oder mittelbar im Sinne von § 28 des
Rundfunkstaatsvertrages beteiligten Unternehmen.

(5) Es können Prüfausschüsse gebildet werden. 
Jedem Prüfausschuss muss mindestens jeweils ein in
Absatz 3 Satz 2 Nr. 1 bis 3 aufgeführtes Mitglied der
KJM oder im Falle seiner Verhinderung dessen Vertre-
ter angehören. Die Prüfausschüsse entscheiden jeweils
bei Einstimmigkeit anstelle der KJM. Zu Beginn der
Amtsperiode der KJM wird die Verteilung der Prüfver-
fahren von der KJM festgelegt. Das Nähere ist in der
Geschäftsordnung der KJM festzulegen.

(6) Die Mitglieder der KJM sind bei der Erfüllung ih-
rer Aufgaben nach diesem Staatsvertrag an Weisungen
nicht gebunden. Die Regelung zur Vertraulichkeit nach
§ 24 des Rundfunkstaatsvertrages gilt auch im Verhält-
nis der Mitglieder der KJM zu anderen Organen der
Landesmedienanstalten.

(7) Die Mitglieder der KJM haben Anspruch auf Er-
satz ihrer notwendigen Aufwendungen und Auslagen.
Näheres regeln die Landesmedienanstalten durch über-
einstimmende Satzungen.

(8) Die Landesmedienanstalten stellen der KJM die
notwendigen personellen und sachlichen Mittel zur
Verfügung. Die KJM erstellt einen Wirtschaftsplan
nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit.

(9) Der Aufwand für die KJM wird, soweit die Auf-
sicht über Rundfunk betroffen ist, aus dem Anteil der
Landesmedienanstalten nach § 10 des Rundfunkfinan-
zierungsstaatsvertrages gedeckt. Der Aufwand für die
KJM wird, soweit die Aufsicht über Telemedien betrof-
fen ist, aus allgemeinen Haushaltsmitteln der Länder
im Rahmen der Finanzierung nach § 18 gedeckt. Inso-
weit bedarf der Wirtschaftsplan der KJM der Geneh-
migung der Staats- oder Senatskanzlei des Sitzlandes

der KJM. Die Genehmigung erfolgt nach Abstimmung
mit den Staats- und Senatskanzleien der anderen Län-
der. Von den Verfahrensbeteiligten sind durch die zu-
ständigen Landesmedienanstalten Kosten in ange-
messenem Umfang zu erheben. Näheres regeln die Lan-
desmedienanstalten durch übereinstimmende Satzun-
gen.

(10) Den Sitz der Geschäftsstelle der KJM bestim-
men die Ministerpräsidenten einvernehmlich durch
Beschluss.

§ 15

Mitwirkung der Gremien der Landesmedienanstalten

(1) Die KJM unterrichtet die Vorsitzenden der Gre-
mien der Landesmedienanstalten  fortlaufend über 
ihre Tätigkeit. Sie bezieht die Gremienvorsitzenden in
grundsätzlichen Angelegenheiten, insbesondere bei
der Erstellung von Satzungs- und Richtlinienentwür-
fen, ein.

(2) Die nach Landesrecht zuständigen Organe der
Landesmedienanstalten erlassen übereinstimmende
Satzungen und Richtlinien zur Durchführung dieses
Staatsvertrages. Sie stellen hierbei das Benehmen mit
den in der ARD zusammengeschlossenen Landesrund-
funkanstalten und dem ZDF her und führen mit diesen
und der KJM einen gemeinsamen Erfahrungsaustausch
in der Anwendung des Jugendmedienschutzes durch.

§ 16

Zuständigkeit der KJM

Die KJM ist zuständig für die abschließende Beur-
teilung von Angeboten nach diesem Staatsvertrag. Sie
ist unbeschadet der Befugnisse von anerkannten Ein-
richtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle nach die-
sem Staatsvertrag im Rahmen des Satzes 1 insbeson-
dere zuständig für

1. die Überwachung der Bestimmungen dieses Staats-
vertrages,

2. die Anerkennung von Einrichtungen der Freiwilli-
gen Selbstkontrolle und die Rücknahme oder den
Widerruf der Anerkennung,

3. die Festlegung der Sendezeit nach § 8,

4. die Festlegung von Ausnahmen nach § 9,

5. die Prüfung und Genehmigung einer Verschlüsse-
lungs- und Vorsperrungstechnik,

6. die Anerkennung von Jugendschutzprogrammen
und für die Rücknahme oder den Widerruf der An-
erkennung,

7. die Stellungnahme zu Indizierungsanträgen bei der
Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Medien
und für Anträge bei der Bundesprüfstelle auf Indi-
zierung und

8. die Entscheidung über Ordnungswidrigkeiten nach
diesem Staatsvertrag.
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§ 17

Verfahren der KJM

(1) Die KJM wird von Amts wegen tätig; auf Antrag
einer Landesmedienanstalt oder einer obersten Lan-
desjugendbehörde hat sie ein Prüfverfahren einzulei-
ten. Sie fasst ihre Beschlüsse mit der Mehrheit ihrer ge-
setzlichen Mitglieder, bei Stimmengleichheit entschei-
det die Stimme des Vorsitzenden. Die Beschlüsse sind
zu begründen. In der Begründung sind die wesentli-
chen tatsächlichen und rechtlichen Gründe mitzuteilen.
Die Beschlüsse der KJM sind gegenüber den anderen
Organen der zuständigen Landesmedienanstalt bin-
dend. Sie sind deren Entscheidungen zu Grunde zu 
legen.

(2) Die KJM soll mit der Bundesprüfstelle für jugend-
gefährdende Medien zusammenarbeiten und einen
regelmäßigen Informationsaustausch pflegen.

(3) Die KJM erstattet den Gremien der Landesmedien-
anstalten, den für den Jugendschutz zuständigen obers-
ten Landesjugendbehörden und der für den Jugend-
schutz zuständigen obersten Bundesbehörde erstmalig
zwei Jahre nach ihrer Konstituierung und danach alle
zwei Jahre einen Bericht über die Durchführung der
Bestimmungen dieses Staatsvertrages.

§ 18

„jugendschutz.net“

(1) Die durch die obersten Landesjugendbehörden
eingerichtete gemeinsame Stelle Jugendschutz aller
Länder („jugendschutz.net“) ist organisatorisch an die
KJM angebunden. Die näheren Einzelheiten der Finan-
zierung dieser Stelle legen die für den Jugendschutz
zuständigen Minister der Länder in einem Statut
durch Beschluss fest. Das Statut regelt auch die fachli-
che und haushaltsmäßige Unabhängigkeit der Stelle.

(2) „jugendschutz.net“ unterstützt die KJM und die
obersten Landesjugendbehörden bei deren Aufgaben.

(3)  „jugendschutz.net“ überprüft die Angebote der
Telemedien. Daneben nimmt „jugendschutz.net“ auch
Aufgaben der Beratung und Schulung bei Telemedien
wahr.

(4) Bei Verstößen gegen Bestimmungen dieses
Staatsvertrages weist „jugendschutz.net“ den Anbie-
ter hierauf hin und informiert die anerkannten Ein-
richtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle und die
KJM hierüber.

§ 19

Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle

(1) Einrichtungen Freiwilliger Selbstkontrolle kön-
nen für Rundfunk und Telemedien gebildet werden.

(2) Anerkannte Einrichtungen der Freiwilligen Selbst-
kontrolle überprüfen im Rahmen ihres satzungs-
gemäßen Aufgabenbereichs die Einhaltung der Be-
stimmungen dieses Staatsvertrages sowie der hierzu
erlassenen Satzungen und Richtlinien bei ihnen ange-
schlossenen Anbietern. 

(3) Eine Einrichtung ist als Einrichtung der Freiwil-
ligen Selbstkontrolle im Sinne dieses Staatsvertrages
anzuerkennen, wenn

1. die Unabhängigkeit und Sachkunde ihrer benann-
ten Prüfer gewährleistet ist und dabei auch Vertre-
ter aus gesellschaftlichen Gruppen berücksichtigt
sind, die sich in besonderer Weise mit Fragen des Ju-
gendschutzes befassen,

2. eine sachgerechte Ausstattung durch eine Vielzahl
von Anbietern sichergestellt ist,

3. Vorgaben für die Entscheidungen der Prüfer beste-
hen, die in der Spruchpraxis einen wirksamen Kin-
der- und Jugendschutz zu gewährleisten geeignet
sind,

4. eine Verfahrensordnung besteht, die den Umfang
der Überprüfung, bei Veranstaltern auch die Vorla-
gepflicht, sowie mögliche Sanktionen regelt und eine
Möglichkeit der Überprüfung der Entscheidungen
auch auf Antrag von landesrechtlich bestimmten
Trägern der Jugendhilfe vorsieht,

5. gewährleistet ist, dass die betroffenen Anbieter vor
einer Entscheidung gehört werden, die Entschei-
dung schriftlich begründet und den Beteiligten mit-
geteilt wird und

6. eine Beschwerdestelle eingerichtet ist.

(4) Die zuständige Landesmedienanstalt trifft die
Entscheidung durch die KJM. Zuständig ist die Lan-
desmedienanstalt des Landes, in dem die Einrichtung
der Freiwilligen Selbstkontrolle ihren Sitz hat. Ergibt
sich danach keine Zuständigkeit, so ist diejenige Landes-
medienanstalt zuständig, bei der der Antrag auf Aner-
kennung gestellt wurde. Die Einrichtung legt der KJM
die für die Prüfung der Anerkennungsvoraussetzun-
gen erforderlichen Unterlagen vor. Die Anerkennung
ist auf vier Jahre befristet. Verlängerung ist möglich.

(5) Die Anerkennung kann widerrufen werden,
wenn Voraussetzungen für die Anerkennung nach-
träglich entfallen sind oder sich die Spruchpraxis der
Einrichtung nicht im Einklang mit dem geltenden 
Jugendschutzrecht befindet. Eine Entschädigung für
Vermögensnachteile durch den Widerruf der Anerken-
nung wird nicht gewährt.

(6) Die anerkannten Einrichtungen der Freiwilligen
Selbstkontrolle sollen sich über die Anwendung dieses
Staatsvertrages abstimmen.

V. Abschnitt

Vollzug für Anbieter mit Ausnahme
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks

§ 20

Aufsicht

(1) Stellt die zuständige Landesmedienanstalt fest,
dass ein Anbieter gegen die Bestimmungen dieses
Staatsvertrages verstoßen hat, trifft sie die erforderli-
chen Maßnahmen gegenüber dem Anbieter.
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(2) Für Veranstalter von Rundfunk trifft die zustän-
dige Landesmedienanstalt durch die KJM entspre-
chend den landesrechtlichen Regelungen die jeweilige
Entscheidung.

(3) Tritt die KJM an einen Rundfunkveranstalter mit
dem Vorwurf heran, er habe gegen Bestimmungen die-
ses Staatsvertrages verstoßen, und weist der Veran-
stalter nach, dass er die Sendung vor ihrer Ausstrah-
lung einer anerkannten Einrichtung der Freiwilligen
Selbstkontrolle im Sinne dieses Staatsvertrages vorge-
legt und deren Vorgaben beachtet hat, so sind Maßnah-
men durch die KJM im Hinblick auf die Einhaltung der
Bestimmungen zum Jugendschutz durch den Veran-
stalter nur dann zulässig, wenn die Entscheidung oder
die Unterlassung einer Entscheidung der anerkannten
Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle die
rechtlichen Grenzen des Beurteilungsspielraums
überschreitet. Bei nichtvorlagefähigen Sendungen ist
vor Maßnahmen bei behaupteten Verstößen gegen den
Jugendschutz, mit Ausnahme von Verstößen gegen § 4
Abs. 1, durch die KJM die anerkannte Einrichtung der
Freiwilligen Selbstkontrolle, der der Rundfunkveran-
stalter angeschlossen ist, zu befassen; Satz 1 gilt ent-
sprechend. Für Entscheidungen nach den §§ 8 und 9
gilt Satz 1 entsprechend.

(4) Für Anbieter von Telemedien trifft die zuständi-
ge Landesmedienanstalt durch die KJM entsprechend
§ 22 Abs. 2 bis 4 des Mediendienste-Staatsvertrages die
jeweilige Entscheidung.

(5) Gehört ein Anbieter von Telemedien einer aner-
kannten Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle
im Sinne dieses Staatsvertrages an oder unterwirft er
sich ihren Statuten, so ist bei behaupteten Verstößen
gegen den Jugendschutz, mit Ausnahme von Verstößen
gegen § 4 Abs. 1, durch die KJM zunächst diese Ein-
richtung mit den behaupteten Verstößen zu befassen.
Maßnahmen nach Absatz 1 gegen den Anbieter durch
die KJM sind nur dann zulässig, wenn die Entschei-
dung oder die Unterlassung einer Entscheidung der
anerkannten Einrichtung der Freiwilligen Selbstkon-
trolle die rechtlichen Grenzen des Beurteilungsspiel-
raums überschreitet.

(6) Zuständig ist die Landesmedienanstalt des Lan-
des, in dem die Zulassung des Rundfunkveranstalters
erteilt wurde oder der Anbieter von Telemedien seinen
Sitz, Wohnsitz oder in Ermangelung dessen seinen
ständigen Aufenthalt hat. Ergibt sich danach keine
Zuständigkeit, so ist diejenige Landesmedienanstalt
zuständig, in deren Bezirk der Anlass für die Amts-
handlung hervortritt.

(7) Die Länder überprüfen drei Jahre nach In-Kraft-
Treten dieses Staatsvertrages die Anwendung der 
Bestimmungen der Absätze 3 und 5 insbesondere auf
der Grundlage des Berichts der KJM nach § 17 Abs. 3
und von Stellungnahmen anerkannter Einrichtungen
Freiwilliger Selbstkontrolle und der obersten Landes-
jugendbehörden.

§ 21

Auskunftsansprüche

(1) Ein Anbieter von Telemedien ist verpflichtet, der
KJM Auskunft über die Angebote und über die zur
Wahrung des Jugendschutzes getroffenen Maßnahmen

zu geben und ihr auf Anforderung den unentgeltlichen
Zugang zu den Angeboten zu Kontrollzwecken zu er-
möglichen.

(2) Der Abruf oder die Nutzung von Angeboten im
Rahmen der Aufsicht, der Ahndung von Verstößen oder
der Kontrolle ist unentgeltlich. Anbieter haben dies 
sicherzustellen. Der Anbieter darf seine Angebote
nicht gegen den Abruf oder die Kenntnisnahme durch
die zuständige Stelle sperren oder den Abruf oder die
Kenntnisnahme erschweren.

§ 22

Revision zum Bundesverwaltungsgericht

In einem gerichtlichen Verfahren kann die Revision
zum Bundesverwaltungsgericht auch darauf gestützt
werden, dass das angefochtene Urteil auf der Verlet-
zung der Bestimmungen dieses Staatsvertrages beruhe.

Vl. Abschnitt

Ahndung von Verstößen der Anbieter mit
Ausnahme des öffentlich-rechtlichen Rundfunks

§ 23

Strafbestimmung

Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geld-
strafe wird bestraft, wer entgegen § 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3
und Satz 2 Angebote verbreitet oder zugänglich macht,
die offensichtlich geeignet sind, die Entwicklung von
Kindern oder Jugendlichen oder ihre Erziehung zu 
einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähi-
gen Persönlichkeit unter Berücksichtigung der beson-
deren Wirkungsform des Verbreitungsmediums schwer
zu gefährden. Handelt der Täter fahrlässig, so ist die
Freiheitsstrafe bis zu 6 Monate oder die Geldstrafe bis
zu 180 Tagessätze.

§ 24

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Anbieter vor-
sätzlich oder fahrlässig

1. Angebote verbreitet oder zugänglich macht, die 

a) entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Propagandamit-
tel im Sinne des Strafgesetzbuches darstellen,

b) entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Kennzeichen
verfassungswidriger Organisationen verwen-
den,

c) entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 zum Hass gegen
Teile der Bevölkerung oder gegen eine nationa-
le, rassische, religiöse oder durch Volkstum be-
stimmte Gruppe aufstacheln, zu Gewalt- oder
Willkürmaßnamen gegen sie auffordern oder
die Menschenwürde anderer dadurch angreifen,
dass Teile der Bevölkerung oder eine vorbe-
zeichnete Gruppe beschimpft, böswillig ver-
ächtlich gemacht oder verleumdet werden,
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d) entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 eine unter der
Herrschaft des Nationalsozialismus begangene
Handlung der in § 6 Abs. 1 oder § 7 Abs. 1 des
Völkerstrafgesetzbuches bezeichneten Art in
einer Weise, die geeignet ist, den öffentlichen
Frieden zu stören, leugnen oder verharmlosen,

e) entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 grausame oder
sonst unmenschliche Gewalttätigkeiten gegen
Menschen in einer Art schildern, die eine Ver-
herrlichung oder Verharmlosung solcher Gewalt-
tätigkeiten ausdrückt oder die das Grausame
oder Unmenschliche des Vorgangs in einer die
Menschenwürde verletzenden Weise darstellt;
dies gilt auch bei virtuellen Darstellungen,

f) entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 als Anleitung zu
einer in § 126 Abs. 1 des Strafgesetzbuches ge-
nannten rechtswidrigen Tat dienen,

g) entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 den Krieg
verherrlichen,

h) entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 gegen die Men-
schenwürde verstoßen, insbesondere durch die
Darstellung von Menschen, die sterben oder
schweren körperlichen oder seelischen Leiden
ausgesetzt sind oder waren, wobei ein tatsächli-
ches Geschehen wiedergegeben wird, ohne dass
ein berechtigtes Interesse gerade für diese Form
der Darstellung oder Berichterstattung vor-
liegt,

i) entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 Kinder oder Ju-
gendliche in unnatürlich geschlechtsbetonter
Körperhaltung darstellen; dies gilt auch bei vir-
tuellen Darstellungen,

j) entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 pornografisch
sind und Gewalttätigkeiten, den sexuellen Miss-
brauch von Kindern oder Jugendlichen oder
sexuelle Handlungen von Menschen mit Tieren
zum Gegenstand haben; dies gilt auch bei virtu-
ellen Darstellungen, oder

k) entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 11 in den Teilen B
und D der Liste nach § 18 des Jugendschutz-
gesetzes aufgenommen sind oder mit einem in
dieser Liste aufgenommenen Werk ganz oder im
Wesentlichen inhaltsgleich sind,

2. entgegen § 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 Angebote
verbreitet oder zugänglich macht, die in sonstiger
Weise pornografisch sind,

3. entgegen § 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 Angebote
verbreitet oder zugänglich macht, die in den Teilen
A und C der Liste nach § 18 des Jugendschutzge-
setzes aufgenommen sind oder mit einem in dieser
Liste aufgenommenen Werk ganz oder im Wesent-
lichen inhaltsgleich sind,

4. entgegen § 5 Abs. 1 Angebote verbreitet oder zu-
gänglich macht, die geeignet sind, die Entwick-
lung von Kindern oder Jugendlichen zu einer eigen-
verantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Per-
sönlichkeit zu beeinträchtigen, ohne dafür Sorge
zu tragen, dass Kinder oder Jugendliche der be-
troffenen Altersstufen sie üblicherweise nicht
wahrnehmen,

5. entgegen § 6 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 6 Werbung oder
Teleshopping für indizierte Angebote verbreitet
oder zugänglich macht,

6. entgegen § 6 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 6 die Liste der
jugendgefährdenden Medien verbreitet oder zu-
gänglich macht,

7. entgegen § 6 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 6 einen dort ge
nannten Hinweis gibt,

8. entgegen § 7 keinen Jugendschutzbeauftragten be-
stellt,

9. Sendeformate entgegen Sendezeitbeschränkun-
gen nach § 8 Abs. 2 verbreitet,

10. Sendungen, deren Eignung zur Beeinträchtigung
der Entwicklung nach § 5 Abs. 2 vermutet wird,
verbreitet, ohne dass die KJM oder eine von dieser
hierfür anerkannte Einrichtung der Freiwilligen
Selbstkontrolle von der Vermutung gemäß § 9 Abs. 1
Satz 1 abgewichen ist,

11. entgegen § 10 Abs. 1 Programmankündigungen
mit Bewegtbildern außerhalb der geeigneten Sende-
zeit und unverschlüsselt verbreitet,

12. entgegen § 10 Abs. 2 Sendungen verbreitet, ohne
ihre Ausstrahlung durch akustische Zeichen an-
zukündigen oder durch optische Mittel während
der gesamten Sendung kenntlich zu machen,

13. Angebote ohne den nach § 12 erforderlichen Hin-
weis verbreitet,

14. entgegen einer vollziehbaren Anordnung durch die
zuständige Aufsichtsbehörde nach § 20 Abs. 1
nicht tätig wird,

15. entgegen § 21 Abs. 1 seiner Auskunftspflicht nicht
nachkommt oder

16. entgegen § 21 Abs. 2 Satz 3 Angebote gegen den
Abruf durch die zuständige Aufsichtsbehörde
sperrt.

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätzlich

1. entgegen § 11 Abs. 5 Telemedien als für Kinder oder
Jugendliche der betreffenden Altersstufe geeignet
falsch kennzeichnet oder

2. im Rahmen eines Verfahrens zur Anerkennung einer
Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle nach 
§ 19 Abs. 4 falsche Angaben macht.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu 500.000 Euro geahndet werden.

(4) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des 
§ 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten ist die zuständige Landesmedienanstalt. Zu-
ständig ist in den Fällen des Absatzes 1 und des Absat-
zes 2 Nr. 1 die Landesmedienanstalt des Landes, in dem
die Zulassung des Rundfunkveranstalters erteilt wurde
oder der Anbieter von Telemedien seinen Sitz, Wohn-
sitz oder in Ermangelung dessen seinen ständigen Auf-
enthalt hat. Ergibt sich danach keine Zuständigkeit, so
ist diejenige Landesmedienanstalt zuständig, in deren
Bezirk der Anlass für die Amtshandlung hervortritt.
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Zuständig ist im Falle des Absatzes 2 Nr. 2 die Landes-
medienanstalt des Landes, in dem die Einrichtung der
Freiwilligen Selbstkontrolle ihren Sitz hat. Ergibt sich
danach keine Zuständigkeit, so ist diejenige Landes-
medienanstalt zuständig, bei der der Antrag auf Aner-
kennung gestellt wurde. Die zuständige Landesme-
dienanstalt trifft die Entscheidungen durch die KJM.

(5) Über die Einleitung eines Verfahrens hat die zu-
ständige Landesmedienanstalt die übrigen Landesme-
dienanstalten unverzüglich zu unterrichten. Soweit
ein Verfahren nach dieser Bestimmung in mehreren
Ländern eingeleitet wurde, stimmen sich die beteilig-
ten Behörden über die Frage ab, welche Behörde das
Verfahren fortführt.

(6) Die zuständige Landesmedienanstalt kann be-
stimmen, dass Beanstandungen nach einem Rechtsver-
stoß gegen Regelungen dieses Staatsvertrages sowie
rechtskräftige Entscheidungen in einem Ordnungs-
widrigkeitsverfahren nach Absatz 1 oder 2 von dem be-
troffenen Anbieter in seinem Angebot verbreitet oder
in diesem zugänglich gemacht werden. Inhalt und
Zeitpunkt der Bekanntgabe sind durch die zuständige
Landesmedienanstalt nach pflichtgemäßem Ermessen
festzulegen.

(7) Die Verfolgung der in Absatz 1 und 2 genannten
Ordnungswidrigkeiten verjährt in sechs Monaten.

VII. Abschnitt

Schlussbestimmungen

§ 25

Änderung sonstiger Staatsverträge

(1) Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August
1991, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Sechsten
Rundfunkänderungsstaatsvertrages vom 20./21. De-
zember 2001, wird wie folgt geändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift von § 2a wird gestrichen. 

b) Die Überschrift von § 3 wird wie folgt gefasst:

„§ 3 Allgemeine Programmgrundsätze“.

c) Die Überschrift von § 4 wird wie folgt gefasst:

„§ 4 Unzulässige Sendungen, Jugendschutz“.

d) Die Überschriften von §§ 49a und 53a werden ge-
strichen.

2. Der bisherige § 2a wird § 3.

3. Der bisherige § 3 wird § 4 und wie folgt gefasst:

„§ 4

Unzulässige Sendungen, Jugendschutz

Die für Rundfunk geltenden Bestimmungen des
Jugendmedienschutz-Staatsvertrages finden An-
wendung.“

4. Der bisherige § 4 wird gestrichen.

5. In § 5 Abs. 1 Satz 2 wird die Verweisung auf „Ab-
sätze 2 bis 11“ durch die Verweisung auf „Absätze 2
bis 12“ ersetzt.

6. § 7 Abs. 1 Satz 2 und 3 wird gestrichen.

7. In § 16 Satz 1 wird die Verweisung auf „§ 3“ gestri-
chen.

8. In § 40 Abs. 1 Satz 2 wird das Datum „31. Dezem-
ber 2004“ durch das Datum „31. Dezember 2010“
ersetzt.

9. In § 46 Satz 1 wird die Verweisung auf „§ 3“ gestri-
chen.

10. § 47d Abs. 1 Satz 3 wird gestrichen.

11. § 49 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Nummern 1 bis 12 werden gestrichen.

bb) Die bisherigen Nummern 13 bis 37 werden
die Nummern 1 bis 25.

b) Absatz 5 Satz 2 und 3 wird gestrichen.

12. Die §§ 49a und 53a werden gestrichen.

(2) Der ZDF-Staatsvertrag vom 31. August 1991, zu-
letzt geändert durch Artikel 3 des Fünften Rundfunk-
änderungsstaatsvertrages vom 6. Juli bis 7. August
2000, wird wie folgt geändert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird die Überschrift von § 8a
gestrichen.

2. In § 7 Abs. 1 Satz 2 wird die Verweisung auf „Ab-
sätze 2 bis 11“ durch die Verweisung auf „Absätze 2
bis 12“ ersetzt.

3. § 8 wird wie folgt gefasst:

„§ 8

Unzulässige Sendungen, Jugendschutz

Die für das ZDF geltenden Bestimmungen des
Jugendmedienschutz-Staatsvertrages finden An-
wendung.“

4. § 8a wird gestrichen.

(3) Der Deutschlandradio-Staatsvertrag vom 17. Juni
1993, zuletzt geändert durch Artikel 4 des Fünften
Rundfunkänderungsstaatsvertrages vom 6. Juli bis 
7. August 2000, wird wie folgt geändert:

1. § 8 wird wie folgt gefasst:

„§ 8

Unzulässige Sendungen, Jugendschutz

Die für das Deutschlandradio geltenden Bestim-
mungen des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages
finden Anwendung.“
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2. In § 34 Abs. 4 Halbsatz 2 wird die Verweisung auf 
„§ 21 Abs. 6 Satz 6“ durch die Verweisung auf „§ 21
Abs. 6 Satz 7“ ersetzt.

(4) Der Mediendienste-Staatsvertrag vom 20. Januar
bis 12. Februar 1997, zuletzt geändert durch Artikel 3
des Sechsten Rundfunkänderungsstaatsvertrages vom
20./21. Dezember 2001, wird wie folgt geändert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird die Überschrift von § 24a
gestrichen.

2. In § 2 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Rund-
funkstaatsvertrages“ die Worte „und des Jugend-
medienschutz-Staatsvertrages“ eingefügt.

3. § 12 wird wie folgt gefasst:

„§ 12

Unzulässige Mediendienste, Jugendschutz

Die für Mediendienste geltenden Bestimmungen
des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages finden An-
wendung.“

4. § 13 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird gestrichen.

b) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden die Ab-
sätze 1 bis 3.

5. § 22 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird gestrichen.

b) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die Sätze 1
und 2.

6. § 24 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Nummern 4 bis 9 werden gestrichen.

bb) Die bisherigen Nummern 10 bis 16 werden
die Nummern 4 bis 10.

b) In Absatz 2 wird die Verweisung auf „Nr. 1 bis 3
und 10 bis 14“ durch die Verweisung auf „Nr. 1 bis 8“
ersetzt.

c) Es wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) Die Verfolgung der in Absatz 1 genannten
Ordnungswidrigkeiten verjährt in sechs Mona-
ten.“

7. § 24a wird gestrichen.

8. In § 25 Satz 3 wird das Datum „31. Dezember 2004“
durch das Datum „31. Dezember 2006“ ersetzt.

§ 26

Geltungsdauer, Kündigung

(1) Dieser Staatsvertrag gilt für unbestimmte Zeit.
Er kann von jedem der vertragsschließenden Länder
zum Schluss des Kalenderjahres mit einer Frist von ei-
nem Jahr gekündigt werden. Die Kündigung kann
erstmals zum 31. Dezember 2006 erfolgen. Das Ver-
tragsverhältnis kann hinsichtlich § 20 Absätze 3 und 5
erstmals zum 31. Dezember 2006 mit einer halbjährli-
chen Frist zum Jahresende gesondert gekündigt wer-
den. Wird der Staatsvertrag zu diesem Zeitpunkt nicht
gekündigt, kann die Kündigung mit gleicher Frist je-
weils zu einem zwei Jahre späteren Zeitpunkt erfolgen.
Die Kündigung ist gegenüber dem Vorsitzenden der
Ministerpräsidentenkonferenz schriftlich zu erklären.
Die Kündigung eines Landes lässt das Vertragsver-
hältnis unter den übrigen Ländern unberührt, jedoch
kann jedes der übrigen Länder das Vertragsverhältnis
binnen einer Frist von drei Monaten nach Eingang der
Kündigungserklärung zum gleichen Zeitpunkt kündi-
gen.

(2) Für die Kündigung der in § 25 geänderten Staats-
verträge sind die dort vorgesehenen Kündigungsvor-
schriften maßgebend.

§ 27

Notifizierung

Änderungen dieses Staatsvertrages unterliegen der
Notifizierungspflicht gemäß der Richtlinie 98/48/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juli
1998 zur Änderung der Richtlinie 98/34/EG über ein
Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen
und technischen Vorschriften.

§ 28

In-Kraft-Treten, Neubekanntmachung

(1) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. April 2003 in
Kraft. Sind bis zum 31. März 2003 nicht alle Ratifika-
tionsurkunden bei der Staats- oder Senatskanzlei des
Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz hin-
terlegt, wird der Staatsvertrag gegenstandslos.

(2) Die Staats- oder Senatskanzlei des Vorsitzenden
der Ministerpräsidentenkonferenz teilt den Ländern
die Hinterlegung der Ratifikationsurkunden mit.

(3) Die Staats- und Senatskanzleien der Länder
werden ermächtigt, den Wortlaut des Rundfunkstaats-
vertrages, des ZDF-Staatsvertrages, des Deutschland-
radio-Staatsvertrages und des Mediendienste-Staats-
vertrages in der Fassung, die sich aus § 25 ergibt, mit
neuem Datum bekannt zu machen.
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Für das Land Baden-Württemberg

Berlin, den 22.9.2002

Für den Freistaat Bayern

Berlin, den 13.9.2002

Für das Land Berlin

Berlin, den 13.9.2002

Für das Land Brandenburg

Berlin, den 13.9.2002

Für die Freie Hansestadt Bremen

Berlin, den 27.9.2002

Für die Freie und Hansestadt Hamburg

Berlin, den 26.9.2002

Für das Land Hessen

Berlin, den 13.9.2002

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern

Berlin, den  13.9.2002

Für das Land Niedersachsen

Berlin, den 23.9.2002

Für das Land Nordrhein-Westfalen

Berlin, den 13.09.2002

Für das Land Rheinland-Pfalz

Mainz, den 13.9.2002

Für das Saarland

Saarbrücken, den 10.9.2002

Für den Freistaat Sachsen

Berlin, den 13.9.2002

Für das Land Sachsen-Anhalt

Berlin, den 13.9.2002

Für das Land Schleswig-Holstein

Berlin, den 27.9.2002

Für den Freistaat Thüringen

Berlin, den 13.9.2002

Protokollerklärung der Länder zum Jugendmedienschutz-
Staatsvertrag

Die Regierungschefs der Länder und die Bundesregierung sind
sich über das nachfolgende Verfahren einer Evaluierung einig:

Jugendschutzgesetz und Jugendmedienschutz-Staatsvertrag
werden innerhalb eines Zeitraums von 5 Jahren nach In-Kraft-
Treten insgesamt überprüft. Dabei sind alle Erfahrungen auszu-
werten, die hinsichtlich der Zuordnung der Regelungskompeten-
zen, der Geltungsbereiche von Bundesgesetz und Länderstaats-
vertrag, der Praxistauglichkeit der zugrunde gelegten Jugend-
schutzkriterien, der Leistungsfähigkeit und Effizienz der Auf-
sichtsstruktur sowie der Einbeziehung von Einrichtungen der
Selbstkontrolle angefallen sind. Die Überprüfung ist insbesonde-
re nach den Kriterien vorzunehmen, inwieweit mit der Neurege-
lung eine Verbesserung des Jugendschutzes erreicht wurde und ob
die neue Struktur eine wirksame und praxisgerechte Aufsicht ge-
währleistet.

Im Rahmen der Gesamtüberprüfung wird die in den beiden Re-
gelwerken vorgesehene Aufgabenteilung zwischen Bundes- und
Länderstellen evaluiert. Dies bezieht sich insbesondere auf die
der Bundesprüfstelle übertragene Aufgabe der Feststellung ju-
gendgefährdender Angebote.

Darüber hinaus ist zu klären, ob das Verfahren der Indizierung
als Mittel zum Umgang mit jugendgefährdenden Inhalten noch
zeitgemäß ist oder ob ein anderes Vorgehen zum Schutz vor Ju-
gendgefährdungen angezeigt ist.

§ 20 Abs. 7 des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages bleibt
unberührt.

Protokollerklärung des Landes Baden-Württemberg so-
wie der Freistaaten Bayern und Sachsen zum Jugendmedien-
schutz-Staatsvertrag

Das Land Baden-Württemberg sowie die Freistaaten Bayern
und Sachsen halten die Einbeziehung des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks mit seinen Angeboten in ein einheitliches Aufsichts-
und Kontrollsystem im Jugendschutz über § 15 Absatz 2 Satz 2
hinaus weiterhin für erforderlich und gehen daher davon aus, dass
die Rundfunkkommission diese Frage im Rahmen der Eva-
luierung nach § 20 Absatz 7 prüft und das Ergebnis den Regie-
rungschefs der Länder anschließend vorlegt.

Protokollerklärung des Landes Baden-Württemberg, des
Freistaates Bayern, der Länder Berlin und Brandenburg, der
Freien und Hansestadt Hamburg, der Länder Hessen, Meck-
lenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz und Saarland, des
Freistaates Sachsen, des Landes Sachsen-Anhalt und des
Freistaates Thüringen zu § 2 Abs. 1 und zu § 3 Abs. 1 des Ju-
gendmedienschutz-Staatsvertrages

Das Land Baden-Württemberg, der Freistaat Bayern, die Län-
der Berlin und Brandenburg, die Freie und Hansestadt Hamburg,
die Länder Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz
und Saarland, der Freistaat Sachsen, das Land Sachsen-Anhalt
und der Freistaat Thüringen gehen davon aus, dass im Rahmen
der weiteren Beratungen zur Reform der Medienordnung zwi-
schen Bund und Ländern die Definition des Begriffes der „Tele-
medien“ in einer Weise erfolgt, die dem Interesse der Rechtsan-
wender an einer Überwindung der bisherigen Trennung zwischen
Mediendiensten und Telediensten Rechnung trägt.
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Protokollerklärung des Landes Baden-Württemberg, des
Freistaates Bayern, der Länder Berlin und Brandenburg, der
Freien und Hansestadt Hamburg, der Länder Hessen, Meck-
lenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz und Saarland, des
Freistaates Sachsen, des Landes Sachsen-Anhalt und des
Freistaates Thüringen zu § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5, 9 und 10 des
Jugendmedienschutz-Staatsvertrages

Das Land Baden-Württemberg, der Freistaat Bayern, die Län-
der Berlin und Brandenburg, die F reie und Hansestadt Hamburg,
die Länder Hessen, Mecklenburg-Vorpommem, Rheinland-Pfalz
und Saarland, der Freistaat Sachsen, das Land Sachsen-Anhalt
und der Freistaat Thüringen gehen davon aus, dass im Rahmen
der weiteren Beratungen zur Reform des § 131 StGB (Gewaltdar-
stellung) möglichst rasch eine Klärung hinsichtlich der Darstel-
lung menschenähnlicher Wesen herbeigeführt wird.

Protokollerklärung des Landes Baden-Württemberg, des
Freistaates Bayern, der Länder Berlin und Brandenburg, der
Freien und Hansestadt Hamburg, der Länder Hessen, Meck-
lenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz und Saarland, des
Freistaates Sachsen, des Landes Sachsen-Anhalt und des
Freistaates Thüringen zu §§ 23 und 24 des Jugendmedien-
schutz-Staatsvertrages

Das Land Baden-Württemberg, der Freistaat Bayern, die Län-
der Berlin und Brandenburg, die Freie und Hansestadt Hamburg,
die Länder Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz
und Saarland, der Freistaat Sachsen, das Land Sachsen-Anhalt
und der Freistaat Thüringen gehen davon aus, dass im Rahmen
der weiteren Beratungen zur Reform der Medienordnung zwi-
schen Bund und Ländern Jugendschutzgesetz und Jugendme-
dienschutz-Staatsvertrag hinsichtlich der Bewertung von Verhal-
tensweisen als Ordnungswidrigkeit oder als Straftatbestand
rasch weiter aufeinander abgestimmt werden und mögliche
Strafbarkeitslücken kompetenzgerecht geschlossen werden.
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Auf Grund von § 10 Abs. 2 des Milch- und Fett-
gesetzes (BGBl III 7842–1), zuletzt geändert durch 
Art. 193 der Verordnung vom 29. Oktober 2001 (BGBl I
S. 2785), in Verbindung mit § 6 der Milch-Güteverord-
nung vom 9. Juli 1980 (BGBl I S. 878), zuletzt geändert
durch Art. 22 des Gesetzes vom 25. Juni 2001 (BGBl I 
S. 1215), und § 1 Nr. 1 der Zuständigkeitsübertra-
gungsverordnung Landwirtschaft vom 9. November
1999 (GVBl S. 452, BayRS 7801–3–L), geändert durch
Verordnung vom 14. November 2000 (GVBl S. 772),
erlässt das Bayerische Staatsministerium für Land-
wirtschaft und Forsten im Einvernehmen mit dem
Bayerischen Staatsministerium für Gesundheit, Er-
nährung und Verbraucherschutz folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung zur Ausführung der Verordnung
über die Güteprüfung und Bezahlung der Anliefe-
rungsmilch (AV-Milch-Güteverordnung) vom 7. De-
zember 1988 (GVBl S. 387, BayRS 7842–3–L), geändert
durch Verordnung vom 31. Juli 1998 (GVBl S. 563),
wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 1 werden die Worte „Landesanstalt für
Ernährung (Landesanstalt)“ durch die Worte „ Lan-
desanstalt für Landwirtschaft (Landesanstalt)“ er-
setzt.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Der Milchprüfring veranlasst die Ent-
nahme und Bereitstellung der Proben durch die
Molkereien und Milchsammelstellen (Milchan-
nahmestellen); die Entnahme erfolgt in der Regel
automatisch im Milchsammelwagen. 2In Aus-
nahmefällen kann der Milchprüfring selbst Pro-
ben bei Milcherzeugern entnehmen; diese haben
die Probenahme zu ermöglichen. 3Für Tätigkei-
ten des Milchprüfrings, die in Milchannahme-
stellen durchgeführt werden, haben diese geeig-
nete Räume und erforderliche Einrichtungen zur
Verfügung zu stellen.“

b) In Abs. 2 Satz 1 wird der Punkt durch einen
Strichpunkt ersetzt und folgender Halbsatz an-
gefügt: 

„sie dürfen während und nach der Entnahme
nicht verändert, einer anderen Anlieferungs-
milch zugeordnet oder ausgetauscht werden.“

c) Es wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) Der Milchprüfring kann im Rahmen der
Abs. 1 bis 5 Anordnungen für den Einzelfall er-
lassen, insbesondere auch über die Entnahme
und Bereitstellung der Proben einschließlich er-
forderlicher Mitwirkungsverbote sowie über die
Verwendung von Probenahmegeräten in Milch-
sammelwagen.“

3. § 3 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Die Ergebnisse dieser Untersuchungen dürfen mit
Zustimmung des Staatsministeriums für Landwirt-
schaft und Forsten in die Bewertung der Anliefe-
rungsmilch nach der Milch-Güteverordnung einbe-
zogen werden.“

4. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird aufgehoben.

b) Die Absatzbezeichnung des bisherigen Abs. 2
entfällt.

5. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Das Wort „entgegen“ wird durch die Worte „vor-
sätzlich oder fahrlässig einer vollziehbaren An-
ordnung nach § 2 Abs. 6 zuwiderhandelt oder ent-
gegen“ ersetzt.

b) Es wird folgende neue Nr. 1 eingefügt:

„1. § 2 Abs. 2 Satz 1 Proben während oder nach
der Entnahme verändert, einer anderen An-
lieferungsmilch zuordnet oder austauscht,“

c) Die bisherigen Nrn. 1 bis 4 werden Nrn. 2 bis 5.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. März  2003 in Kraft.

München, den 5. Februar 2003

Bayerisches Staatsministerium
für Landwirtschaft und Forsten

Josef  M i l l e r  ,  Staatsminister

7842–3–L

Zweite Verordnung
zur Änderung der

AV-Milch-Güteverordnung

Vom 5. Februar 2003
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Auf Grund von § 68 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes über
Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl I S. 602),
zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 22. Au-
gust 2002 (BGBl I S. 3387), in Verbindung mit § 1 Abs. 1
Nr. 17 der Zuständigkeitsübertragungsverordnung Jus-
tiz vom 17. Februar 1987 (GVBl S. 33, BayRS 300-1-3-J),
zuletzt geändert durch Verordnung vom 30. April 2002
(GVBl S. 172), erlässt das Bayerische Staatsministe-
rium der Justiz folgende Verordnung:

§ 1

§ 35 der Verordnung über gerichtliche Zuständigkei-
ten im Bereich des Staatsministeriums der Justiz (Ge-
richtliche Zuständigkeitsverordnung Justiz – GZVJu)
vom 2. Februar 1988 (GVBl S. 6, BayRS 300–3–1–J), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 7. November
2002 (GVBl S. 642), wird wie folgt geändert:

1. Nr. 1 erhält folgende Fassung:

„1. 1Bei einem Einspruch gegen den Bußgeldbe-
scheid einer bayerischen Verwaltungsbehörde,
deren Amtsbezirk mindestens zwei Landkreise
vollständig umfasst, entscheidet das Amtsge-
richt, in dessen Bezirk die geahndete Ordnungs-
widrigkeit oder eine der Ordnungswidrigkeiten
begangen worden ist oder der Betroffene im
Zeitpunkt des Einspruchs seinen Wohnsitz hat,
sofern der für die Zuständigkeit maßgebliche

Ort im Amtsbezirk der Verwaltungsbehörde
liegt. 2Satz 1 gilt nicht für die bei der Voll-
streckung eines Bußgeldbescheides notwendig
werdenden gerichtlichen Entscheidungen (§ 104
Abs. 1 Nr. 1 OWiG) sowie für gerichtliche Ent-
scheidungen nach § 87 Abs. 4 Satz 2, § 100 Abs. 2
Satz 1, § 106 Abs. 2 Satz 3 und § 108 Abs. 1 Satz 1
OWiG; in diesen Fällen verbleibt es bei der Zu-
ständigkeit des Amtsgerichts, in dessen Bezirk
die Verwaltungsbehörde ihren Sitz hat (§ 68
Abs. 1 Satz 1 OWiG). 3§ 37 Abs. 3 OWiG gilt ent-
sprechend.“

2. In Nr. 3 Buchst. b wird das Wort „Ernährung“
durch das Wort „Landwirtschaft“ ersetzt.

§ 2

1Diese Verordnung tritt am 1. März 2003 in Kraft. 
2§ 35 Nr. 1 Satz 2 GZVJu neuer Fassung gilt nur für An-
träge, die nach dem 28. Februar 2003 bei Gericht ein-
gehen.

München, den 13. Februar 2003

Bayerisches Staatsministerium der Justiz

Dr. Manfred  W e i ß ,  Staatsminister

300–3–1–J

Verordnung
zur Änderung der

Gerichtlichen Zuständigkeitsverordnung Justiz

Vom 13. Februar 2003
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